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Zukunftschancen der maritimen Wirtschaft



11. Mittelstand

Reeder sind Mittelstand
Ø  9 Schiffe/Unternehmen
50% < 5 Schiffe
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Die Krise ist noch nicht  
überwunden
Globalisierung nimmt zu 
Schifffahrt bleibt ein 
Wachstumsmarkt

2. Krise - Aufschwung

Break Even noch nicht erreicht
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33. Maritimes Bündnis

Erfolgsgeschichte seit 2001
Kern: 
Ausbildung & Beschäftigung
Ziel 2011:  
Verwaltung vereinfachen
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44. Beschäftigung und Ausbildung

maritimes Know-How 
Vollbeschäftigung
einmalige Ausbildung

Entwicklung Neueinsteiger
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■  See (SM/OA, Praktikanten, etc.)   
■ Schifffahrtskaufleute
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■  Rückflüsse
■ Mindereinnahmen

5. Tonnagesteuer

Netto-Rückflüsse  
• Steuern
• Sozialabgaben
Verhältnis  3:1
europaweit einheitlich

öffentliche Mehreinnahmen
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66. Mehrkosten deutsche Flagge

Mehrkosten: 150+ Mio. Euro
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Beispiel: Containerschiff „Hornisse“
in Tsd. 
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LNG
Skysails
Effizienzindex „EEDI“
Managementplan „SEEMP“
Wertschöpfung Zulieferer in 
Deutschland: 12 Mrd. Euro

77. Innovation

kumuliertes Investitionsvolumen: 68,7 Mrd. Euro
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Selbstschutz unzureichend
hoheitlicher Schutz 
Beitrag der Reeder
Gleicher Schutz wie andere 
Schifffahrtsnationen

88. Piraterie

gezielte Geiselnahmen

1.200

1.000

800

600

400

200

0
07 201003 050120009896 9997951994 0804 06 0902

■ Überfalle   
■ Geiselnahme

Anzahl
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Offshore 
• erheblicher Wachstumsmarkt
• einheitliche Standards
• Versorgung ist Reedersache 
• Anschubförderung
Arktisfahrt

9. Zukunftsmärkte
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Susanne Bergius
Berlin

Das Anliegen überraschte.
Im vergangenen Jahr er-
hielt Eckhard Cordes, Vor-
standschef der Metro-

Gruppe, einen Brief des mächtigen
Norwegischen Pensionsfonds. Der
forderte nicht etwa eine höhere Divi-
dende, sondern ein Gespräch über
Kinderarbeit und soziale Standards
in der Lieferkette. Und verwies da-
rauf, dass er 3,5 Millionen Aktien
hält. Sein Einfluss ist de facto grö-
ßer, weil andere institutionelle Anle-
ger oft seinen Entscheidungen fol-
gen, wenn er Aktienpakete aus ethi-
schen Gründen verkauft und das
auch bekanntgibt. Rasch signali-
sierte Cordes Gesprächsbereit-
schaft. Und handelte.

Im September hat Cordes ein kon-
zernübergreifendes Sustainability
Board berufen, dem er selbst vor-
sitzt und das strategische Entschei-
dungen trifft. Die Ziele: Wettbe-
werbsnachteile verhindern, Reputa-
tion aufbauen und Börsenwerte si-
chern. Nicht nur beim Handelskon-
zern findet ein Umdenken statt: Um
Risiken zu senken und Potenziale
verantwortlichen Wirtschaftens zu
heben, wird Nachhaltigkeit bei einer
wachsenden Zahl von Unternehmen
zur Chefsache.

Unternehmen in der Pflicht

Das erfüllt auch Erwartungen von In-
vestoren. Denn öko-soziale Aspekte
der Wertschöpfungskette sind längst
nicht mehr nur ein Thema speziali-
sierter Investmentfonds, sondern
auch herkömmlicher Finanzprofis.
„Wir sehen es als Pflicht von Unter-

nehmen, über die entscheidenden,
quantifizierbaren öko-sozialen Risi-
ken, Chancen und Leistungen zu be-
richten“, sagt Ralf Frank, Geschäfts-
führer der Deutschen Vereinigung
für Finanzanalyse und Asset Manage-
ment (DVFA). Sie ließ Leistungsindi-
katoren (KPI) entwickeln, die die eu-
ropäische Dachorganisation EFFAS
im Jahr 2010 übernommen hat.

Anlagen, für die strenge Nachhal-
tigkeitskonzepte gelten, machen
zehn Prozent des europäischen Kapi-
talmarkts aus, ermittelte die Bran-
chenorganisation Eurosif. Das Seg-
ment ist damit keine Nische mehr.

Im Gegenteil: Rund um den Glo-

bus integrieren Großanleger zuneh-
mend zentrale Umwelt-, Sozial- und
Governance-Aspekte, international
kurz ESG genannt, in Analysepro-
zesse und Portfoliomanagement.
Die meisten wollen als langfristige
Anleger vernachlässigte Risiken auf-
decken und verringern, nachdem
viele börsennotierte Firmen infolge
öko-sozialer Missstände Kursver-
luste erlebt haben. Allein in Europa
integrieren konventionelle Großan-
leger für verwaltete Vermögen in
Höhe von 2,8 Billionen Euro ESG-As-
pekte in Investmentprozesse, ergab
eine Eurosif-Umfrage.

Keine bloße Imagepflege

Die weltweite Dimension zeigt die
Initiative der UN-Prinzipien für ver-
antwortliches Investieren (UN PRI):
Zu diesen haben sich aktuell 891 Ka-
pitaleigner, Vermögensverwalter
und Finanzdienst-
leister mit 29 Billio-
nen Dollar verwalte-
tem Vermögen ver-
pflichtet. Die Mitglie-
der hängen sich kein
grünes Mäntelchen
um, sondern müs-
sen nachweislich
und systematisch
ESG-Aspekte bei An-
lageentscheidungen
beachten. Auch müs-
sen sie von Firmen
verantwortliches
Handeln und von
Banken und Bro-
kern eine ganzheitli-
che Finanzanalyse
verlangen.

Diese Dekade
werde für die Fi-
nanzmärkte zum
Zeitalter der Verantwortung, heißt
es bei UN PRI in London. Sie will ver-
hindern, was anderen Initiativen oft
passiert: für Greenwashing – also
Imagepflege mit scheinbar nachhal-
tigen Maßnahmen – missbraucht zu
werden.

Darum gilt: Wer nicht transparent
ist, fliegt raus – seit 2009 wurden
zahlreiche Unterzeichner ausge-
schlossen. Ab diesem Jahr ist nicht
nur ein jährlicher Fragebogen zu be-
antworten, sondern ein Teil der
nicht wettbewerbsrelevanten Infor-
mationen wird automatisch auf der
UN-PRI-Webseite veröffentlicht. Ver-
gangenes Jahr wurde begonnen, die

Umsetzung zu überprüfen – jedes
Mitglied soll im dreijährigen Turnus
an die Reihe kommen.

Fast die Hälfte hat den Angaben
zufolge inzwischen Managementsys-
teme etabliert, um ESG bei der Kapi-
talanlage zu berücksichtigen. Der An-
teil der Anleger mit entsprechenden
Kontrollmechanismen hat sich auf
34 Prozent mehr als verdoppelt. Die
Zahl derer, die ihre Antworten veröf-
fentlichen, stieg von 25 auf 40 Pro-
zent. Und die Mehrheit aller Kapital-
eigner hat ESG-Kriterien in Verträge
mit Vermögensverwaltern aufge-
nommen.

Die UN PRI hat zuletzt viele Leute
angeheuert, um Mitgliedern bei der
Umsetzung der Leitlinien in allen
Portfolios und Vermögensklassen zu
helfen. Zudem will sie mehr Investo-
ren in Asien, Südamerika und auch
in Deutschland als Mitglieder gewin-

nen. Hierzulande
gibt es nur 13 Unter-
zeichner.

In zigtausend Fäl-
len sind Mitglieder
der UN PRI in direk-
ten Dialog mit Fir-
men getreten und ha-
ben Stimmrechte
ausgeübt. Statt Port-
folios zu ändern,
drängen sie zu ver-
antwortlicherem
Wirtschaften. Euro-
päische Institutio-
nelle mit einem ver-
walteten Vermögen
von über 1,5 Billio-
nen Euro handeln
ebenso. „Wir wollen
Verhalten verän-
dern, besonders bei
Verstößen gegen

den UN Global Compact“, erläutert
Erik Breen, Leiter Responsible Inves-
ting der niederländischen Vermö-
gensverwaltung Robeco. Sein Team
hat 2010 mehr als 300 Firmen zu
365 Fällen angesprochen, mit Best-
Practice-Beispielen konfrontiert
und Aufklärung oder Ziele verlangt.
Die Erfolgsquote liegt laut Breen bei
55 Prozent.

Oft verbünden sich Investoren
über Grenzen hinweg, um Druck aus-
zuüben. Die weltgrößte Initiative ist
das Carbon Disclosure Project (CDP)
mit 551 Institutionellen, die 71 Billio-
nen Dollar verwalten. Aus Deutsch-
land, Österreich und der Schweiz
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DynamischesWachstum
Entwicklung der Initiative UN PRI

Zahl der
Unterzeichner
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Verwaltetes Vermögen
in Billionen Dollar

Quelle:UNPRI 2011Handelsblatt

Konzernchefs
denken um
Großaktionäre bündeln ihre Macht und
drängen Unternehmen dazu, eine
Nachhaltigkeitsstrategie zu entwickeln.

Das „Handelsblatt
Business Briefing Nach-
haltige Investments“
erläutert und hinterfragt
Trends in der Nachhaltig-
keitsbranche und analy-
siert Bemühungen,
öko-soziale Aspekte im
Mainstream der Finanz-
welt zu integrieren.
Dasmonatliche PDF-
Magazin ist im Internet
kostenlos erhältlich unter:
www.handelsblatt-
nachhaltigkeit.de

Eckhard Cordes:
Der Metro-Chef will mehr
Öko-Akzente setzen.
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stammen 84 Unterzeichner mit elf
Billionen Dollar. Die Wirksamkeit
der Arbeit belegt ihre jährliche Um-
frage unter den 4 500 größten Kon-
zernen: Immer mehr legen Emissi-
onsdaten offen und etablieren Klima-
strategien.

Transparenz aber reicht nicht, sa-
gen 34 Investoren mit 7,6 Billionen
Dollar verwaltetem Vermögen: Sie
fordern in dieser Woche die Vor-
standschefs der 500 weltgrößten
Konzerne auf, ehrgeizige jährliche
Reduktionsziele festzulegen und
stark in Energieeffizienz zu investie-
ren. Erste Investoren wollen Aktien
abstoßen, falls dies nicht geschieht.

Transparenz auch im Mittelstand

Die Angaben der vom CDP aufgebau-
ten größten Klimadatenbank dienen
als Basis für Investitionsentscheidun-
gen. Und sie helfen Unternehmen,
ein effektives Emissionsmanage-
ment zu etablieren. Das CDP bietet
darum seit März dieses Jahres auch
gut 10 000 größeren deutschen Mit-
telständlern an, ihre Treibhausgas-
emissionen, Klimastrategien und
das Risikomanagement mit den An-
sätzen börsennotierter Wettbewer-
ber zu vergleichen. Sie können auch
an dem als führend geltenden Klima-
rating teilnehmen. Große Familien-
konzerne spricht das CDP direkt an.

Heike Leitschuh
Berlin

E in Hochhaus, das vor allem
aus Holz besteht? Die Skepsis
der Kollegen konnte Bauunter-

nehmer Hubert Rhomberg aus dem
österreichischen Vorarlberg nicht
abschrecken. Er trommelte ein in-
ternationales Expertenteam zusam-
men, ließ planen und rechnen. Das
Ergebnis: Bis zu 100 Meter hoch
könnte ein Hybrid-Haus sein, das
neben Beton vor allem mit Holz er-
richtet wird.

Ein Einsatz des nachwachsenden
Materials könnte den Ressourcen-
verbrauch der Branche verringern.
Der von der Firma Cree in Bregenz
entwickelte Lifecycle Tower
bräuchte im Vergleich zu konventio-
nellen Bauten nur etwa halb so
viele Rohstoffe, ein Großteil wäre
CO2-neutral. Bei 20 Geschossen wür-
den beim Hybrid-Hochhaus die
Emissionen um 90 Prozent gegen-
über einem Stahlbetonbau sinken.

Es ist sogar mehr drin: Der Lifecy-
cle Tower könnte mit einer Photo-
voltaikfassade zum Plusenergie-
haus werden – also mehr Energie
produzieren als verbrauchen. Zu-
dem kann das Gebäude zu großen
Teilen vorgefertigt werden – das
senkt die Umweltbelastung an der
Baustelle. „Die Bauzeit sinkt um bis

zu 50 Prozent“, sagt Michael Zan-
gerl, Projektleiter bei Cree. „Das
würde zudem Investoren eine hö-
here Rendite bringen, da die Flä-
chen früher verfügbar wären.“

Trotz der Vorzüge halten sich die
Investoren bislang zurück. Noch
fehlt das Vertrauen in die Sicherheit
des brennbaren Baustoffs. Selbst Be-
hörden sind zögerlich – obwohl
Cree in „umfangreichen Tests“
nachgewiesen habe, dass alle
Brandschutzbestimmungen einge-
halten würden, sagt Zangerl. „Wir
stehen vor einem psychologischen
und juristischen Problem, nicht vor
einem technischen.“

Prototypmit acht Stockwerken

Die Kosten bewegen sich nach Her-
stellerangaben „im Rahmen eines
konventionellen Gebäudes“ – die
Häuser können zudem individuell
gestaltet werden. Um Interessenten
zu überzeugen, will Hubert Rhom-
berg selbst als Prototyp eine acht-
stöckige Variante bauen.

Zwar können Hybridbauten ange-
sichts der wachsenden Weltbevölke-
rung und der zunehmenden Ver-
städterung dabei helfen, Ressour-
cen zu schonen. Für den Klima-
schutz derzeit bedeutender ist es je-
doch, den Hochhausbestand ökolo-
gisch zu sanieren – verursachen

doch Gebäude generell 40 Prozent
der Klimagasemissionen.

Als Vorreiter erweist sich die
Deutsche Bank, die ihre Zwillings-
türme in Frankfurt drei Jahre lang
komplett saniert hat. Die Büroge-
bäude produzieren nun 89 Prozent
weniger CO2, verbrauchen 55 Pro-
zent weniger Strom und 74 Prozent
weniger Wasser. Rund 200 Millio-
nen Euro hat das gekostet. Wie
stark dies die Betriebskosten senkt,
teilt die Bank nicht mit.

Die Bau- und Immobilienbranche
hat die Herausforderungen noch
nicht angenommen. Sie landet im
Branchenvergleich in puncto Nach-
haltigkeit erneut auf dem letzten
Platz, berichten mehrere Rating-
agenturen im In- und Ausland.
Kaum ein Unternehmen kümmere
sich ernsthaft um nachhaltige Bau-
weisen, kritisieren die Analysten.

Staat kürzt die Förderung

„Einige orientieren sich immerhin
am Passivhaus, aber es geht noch
viel besser, oft ohne großen Auf-
wand“, sagt Tobias Bube, Marke-
tingleiter bei Rolf Disch Solar-
architektur. Die Freiburger Firma
saniert gerade ein denkmalge-
schütztes Stadthaus auf Plusener-
gie-Niveau. Diese Variante müsse
zum Standard werden, sagt Bube.
Meist aber würden einfache, effi-
ziente Lösungen wie Verschattung
oder Solarfassaden nicht gewählt.

Mitunter scheitert die Öko-Sanie-
rung aber auch am Geld. Günther
Bachmann, Geschäftsführer des
Rats für Nachhaltigkeit, fordert
mehr Einsatz vom Staat. Es sei „völ-
lig unverständlich“, dass die Regie-
rung zwar jährlich zwei Prozent des
Gebäudebestands energetisch sa-
nieren lassen wolle – aber die För-
dermittel erheblich gekürzt habe.

Wenn das Hochhaus Energie liefert
Die Immobilienbranche nutzt das enorme Einsparpotenzial bei Rohstoffen und Emissionen bei weitem nicht aus.
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Studie Lifecycle Tower:Der Bau soll
Ressourcen schonen.
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modernste Flotte  
• internationale Rahmen
•  u.a. Öl, Abwasser, Abfall, 

Schwefel, NOx etc.
demnächst: CO2

fortschrittlichste Ziele

10. Nachhaltigkeit



11Fragen & Diskussion

ZUKUNFTSCHANCEN SEHEN. 
 Fortsetzung der gemeinsamen Erfolgsgeschichte ist möglich –
 dafür müssen die Rahmenbedingungen in Deutschland stimmen. 


